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Fast 42 Milliarden Euro Subventionen schaden 
dem Umweltschutz 
Neuer Bericht des Umweltbundesamtes zeigt Wege zum Abbau 
umweltschädlicher Subventionen  
In Deutschland gab es im Jahr 2006 Subventionen von knapp 42 Milliarden Euro mit 
negativen Wirkungen auf Gesundheit und Umwelt. Dies ist das Ergebnis der Studie des 
Umweltbundesamtes „Umweltschädliche Subventionen in Deutschland“. Die Palette der 
negativen Umweltwirkungen reicht von der Förderung des Klimawandels über die 
Beeinträchtigung der Wasser-, Boden- und Luftqualität bis hin zur Erhöhung der 
Flächeninanspruchnahme und der Verringerung der Artenvielfalt. „Umweltschädliche 
Subventionen konterkarieren die vielen Bemühungen im Umweltschutz“, sagt Prof. 
Andreas Troge, Präsident des UBA. „Indem wir auf der einen Seite viel Geld für den 
Umweltschutz ausgeben, auf der anderen Seite jedoch Marktverzerrungen zu Lasten der 
Umwelt finanzieren, ist das das Gegenteil einer ökologisch und ökonomisch nachhaltigen 
Haushaltspolitik. Wer nicht an den Bestand umweltschädlicher Subventionen herangeht, 
läßt es bei den Fehlanreizen von gestern und muss heute und morgen umso mehr 
gegensteuern, um die Umweltqualität zu sichern. Die Devise muss heißen: Mit mehr 
Konsistenz und weniger Instrumenten die Umweltqualität sichern sowie verbessern. “  

Die UBA-Forscher analysierten die wichtigsten Subventionen des Bundes in den Bereichen 
Energiebereitstellung und -nutzung, Verkehr, Bau- und Wohnungswesen sowie Landwirtschaft. 
Denn diese Bereiche verursachen die größten Umweltprobleme und profitieren am stärksten von 
umweltschädlichen Subventionen. Da die Studie Förderprogramme auf Länder- und kommunaler 
Ebene kaum betrachtet, lag das tatsächliche Volumen umweltschädlicher Subventionen in 
Deutschland noch höher als 42 Milliarden Euro.  

Von einem Abbau umweltschädlicher Subventionen würden sowohl die öffentlichen Haushalte als 
auch die Umwelt profitieren. Die eingesparten Gelder ließen sich für die Senkung der Steuerlast 
oder die Finanzierung zentraler Zukunftsaufgaben - wie  Klimaschutz und Bildung - nutzen. 
Außerdem würden der Staat und die Bürgerinnen und Bürger indirekt entlastet, weil Folgekosten 
umweltschädlicher Subventionen, zum Beispiel in Form von Gesundheits- und Materialschäden, 
entfielen. 

Ein prominentes Beispiel sind die vielfältigen Subventionen im Energie- und Stromsteuerrecht, 
die zusammen jährlich rund 5 Mrd. Euro betragen. Darunter fallen die allgemeinen Strom- und 
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Energiesteuer-Ermäßigungen für das Produzierende Gewerbe sowie die Land- und 
Forstwirtschaft, ferner der Spitzenausgleich bei der Ökosteuer. Diese Subventionen begünstigen 
den Energieverbrauch und stehen damit im Widerspruch zum Ziel des Klimaschutzes. Daher sind 
diese Subventionen grundsätzlich abzubauen. Zumindest sollten nur noch solche Betriebe 
Energiesteuervergünstigungen erhalten, die ein verifiziertes Energiemanagementsystem 
vorweisen können und alle wirtschaftlich lohnenden Energiesparmaßnahmen durchführen. Dieser 
Vorschlag ist bereits im Integrierten Energie- und Klimaprogramm der Bundesregierung vom 
August 2007 im Ansatz enthalten. 

Ein weiteres Beispiel für eine umweltschädliche Subvention ist die Befreiung des gewerblichen 
Flugverkehrs von der Energiesteuer für Kerosin. Dem Staat entgehen nach Berechnungen des 
UBA dadurch jährliche Steuereinnahmen in Höhe von 6,9 Milliarden Euro. Diese indirekte 
Subventionierung des Flugverkehrs verzerrt den Wettbewerb zu Lasten emissionsärmerer und 
damit umweltfreundlicherer Verkehrsmittel - wie der Bahn. Die Ungleichbehandlung der 
Verkehrsträger ist weder ökonomisch noch ökologisch sinnvoll oder sonst gerechtfertigt. Die 
Treibhausgasemissionen des Flugverkehrs sind wegen der Flughöhe sogar um das 2- bis 5-fache 
klimaschädlicher als bodennahe Emissionen. Neben der Einbindung des Flugverkehrs in den EU-
Emissionshandel – dem sowohl das EU-Parlament als auch der Europäische Rat zugestimmt hat - 
schlägt das UBA daher die Einführung einer möglichst weiträumigen – zumindest EU-weiten – 
Kerosinsteuer vor. 

Die beiden Beispiele zeigen, dass umweltschädliche Subventionen nicht nur die Umwelt belasten 
und damit höhere zukünftige Umweltschutzausgaben verursachen, sondern häufig auch 
unbegründet und ökonomisch nicht gerechtfertigt sind.  

Der vielfach geforderte umfassende Subventionsabbau sollte deshalb nicht nach dem 
„Rasenmäherprinzip“ erfolgen. Vielmehr sind gezielt unnötige oder umweltschädliche 
Subventionen zu streichen. Neue Subventionen sollte der Staat nur einführen, falls sie effektiv 
wären und keine gravierenden negativen Umweltwirkungen hervorriefen. Der Gesetzgeber sollte 
daher ein umweltschutzbezogenes Subventionscontrolling einführen, das alle Subventionen in 
einem „Umweltcheck“ auf mögliche negative Umweltwirkungen hin untersucht und sie einer 
regelmäßigen Wirkungs- und Erfolgskontrolle unterwirft. „Wir müssen hin zu einer nachhaltigen 
Finanzpolitik aus einem Guss, die Umweltschutzbelange systematisch berücksichtigt“, sagt UBA-
Präsident Troge.  

 

Der vollständige Bericht „Umweltschädliche Subventionen in Deutschland“ kann unter 
http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3659.pdf heruntergeladen werden. 
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